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am 14°Dezember 1961
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‚Klägers und Revisionsklägers9

g e g e n

o 9 ° 0 . . o o o u 0 . o o c o o w 0 o n .

Beklagten und Revisionsbeklagten‚'

hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung in Berlin vom 14„ Dezember 1961,y

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender‚

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E r n s t und

Bundessozialrichter R e i n k 6 s t e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:'

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom

7° April 1961 wird aufgehoben; die Sache wird zu

neuer Entscheidung an das Landessozialgericht zu—
rückverwiesen°

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der Kläger, geboren am 25° Januar 1941Qibeantragte im Okto—

ber 1951 Versorgung wegen Becken— und Rückgratverletzung mit

nachfolgender Knochentuberkulose; die Verletzung führte er

auf einen Sturz zurück, den er als Kind im Alter von
drei—'

einhalb Jahren im November 1944 erlitten habe, als er bei
Fliegeralarm das Bett verlassen habe, um den Luftschutzbun-

ker_aufzusuchen; er habe sofort nach diesem Sturz nicht mehr
gehen können und sei vom folgenden Tag an deshalb ärztlich

behandelt worden} im Sommer 1945 sei eine Schambein— und
Sitzbeintuberkulose, später eine Lendenwirbelsäulentuberku—

lose festgestellt worden° Das Versorgungsamt II Berlin lehn—

te mit Bescheid vom 120 November 1953 den Antrag ab9 Wider—

spruch und Klage blieben erfolglos, Die Berufung wies das

-Landess0zialgericht (LSG) Berlin durch Urteil vom 70 April
1961 zurück: Gesundheitsschäden, die dadurch entstehen? daß

jemand beim Aufsuchen des Luftschutzraumes infolge Flieger—
_

alarms verunglücke, seien eine unmittelbare Kriegseinwirkung

im Sinne von 5 5 Abs° 1 Buchst° b des Bundesversorgungsge—
lset2es (BVG); der erkennende Senat sei auch davon überzeugt,
daß sich der Sturz des Klägers so abgespielt habe, wie es

' von seiner Mutter und anderen Zeugen geschildert werde° Für
den Versorgungsanspruch sei jedoch weiter der Nachweis er—
forderlich, daß dieser Sturz tatsächlich geeignet gewesen

’sei, zu einer Schädigung im Sinne des BVG zu führen, nur
üdann, wenn ein "schädigender" Unfall nachgewiesen sei9 grei—

fe die Wahrscheinlichkeitsvermutung des 5 1 Abs° 3 BVG eina

Ein "schädigender Vorgang" sei jedoch schon deshalb nicht
“erwiesen, weil der behauptete Beckenbruch, der letzthin nach

Meinung des Klägers die Tuberkulose verursacht bzw° ver—
schlimmert habe, nach den zahlreichen ärztlichen Gutachten

— mit einer Ausnahme — nicht festzustellen sei; da ein '
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Knochenbruch, also der behauptete "schädigende Vorgang" nicht

nachgewiesen sei, sei der Antrag des Klägers, nach 5 109 des
Sozialgeridhtsgesetzes (SGG) noch Prof° Dr° R==t=rää=:=als

Gutachter zu hören, abzulehnen, dieser Gutachter solle ledig—

lich darüber gehört werden, ob ein festgestellter Beckenbruch

Ursache für die Tuberkulose sein könne; wenn der Beckenbruch

nicht nachgewiesen sei, könne dahingestellt bleiben, ob er
die Tuberkulose irgendwie beeinflußt habe, was alle ärztli—

chen Gutachter ebenfalls verneint hätten} Das Urteil wurde

demKläger am4° Mai 1961 zugestellt, ’

Am 29° Mai 1961 legte der Kläger Revision ein, er
beantrag—

te, ' ’

unter Aufhebung des angefochtenen Bescheids

der Klage stattzugeben°

Ferner stellte er_beim Termin am 14° Dezember 1961 den An—

trag, '

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückzuverweisen°

Nachdem die Revisionsbegründungsfrist bis 4° August 1961

verlängert werden war, begründete der Kläger die-Revision

am 2, August 1961:-Die Revision sei statthaft nach 5 162
Abs, 1 Nr, 2 und Nr, 3 SGG„ Das LSG habe zu Unrecht den An—

trag des Klägers abgelehnt, nach @ 109 SGG Prof, Dr° —;:.
?■==f=?=als Gutachter zu hören; das LSG habe festgestellt,

daß der Kläger bei dem nächtlichen Fliegeralarm einen Un—

fall erlitten habe, damit sei ein schädigender Vorgang im

Sinne von @ 5 Abs° 1 Buchst° b BVG erwiesen° Prof, Dr°
“:=:r==sä==habe entgegen der Meinung des LSG nicht zu der

Frage gehört werden sollen, ob ein schädigender Vorgang

vorliege, sondern zu der Frage, ob der auch vom LSG als

erwiesen angesehene schädigende Vorgang die Gesundheits—

störungen des Klägers verursacht oder verschlimmert habe„
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Das LSG habe auch den Sachverhalt nicht genügend aufge-

.klärt‚ es habe nach dem Befund des Röntgeninstituts Dr°
F==ä=-davon ausgehen müssen, daß noch am 7. November 1945

röntgenologisch eine traumatische Veränderung am linken

Schambeinast festgestellt worden sei; es habe im Hinblick

.auf die nicht übereinstimmenden ärztlichen Gutachten den

Sachverhalt noch weiter aufklären müssen° Das LSG habe auch
den im Vérsorgungsrecht geltenden Kausalitätsbegriff ver—

'kannt, ‘

Der Beklagte beantragte,

die Revision zu verwerfen°

II,

'.'Die Revisionist statthaft nach5 162Abs, 1 Nr° 2 SGG„Der
Kläger rügt zu Recht einen wesentlichen Mangel des Verfah—

' rens des LSG„

' Nach der Niederschrift über die öffentliche mündliche Ver—

f handlung des LSG am 7, April 1961 hat der Kläger in erster
' Linie beantragt, einen Zustand nach Beckenfraktur‚ Knoéhen—

tuberkulose des Beckens und — als mittelbare Folge dieser

jbeiden Leiden — aktive Knochentuberkulose der Wirbelsäule

als Schädigungsfolge festzustellen und ihm Rente nach einer '

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 100 v„H„, Pflege—
zülage und einen Pauschbetrag für Kleidermehrverschleiß vom ‘

1° Oktober 1951
an zu-gewähren; hilfsweise hat er

beantragt,

gemäß 5 109 SGG von??rof° Dr° R€%E==e=räevon der Universi—

_ftätsklinik in Kiel ein Gutachten darüber einzuholen, ob der

”jetzige_Leidenszustand ursächlich auf den Sturz im Jahre
1944 zurückzuführen sei, einen solchen Antrag hat er ohne
Erfolg übrigens schon im Verfahren vor dem Sozialgericht
(SG) gestellt; dieser Antrag ist, auch wenn er nur bedingt

— nämlich für den Fall, daß dem Hauptahtrag nicht entspro—

chen werde — gestellt werden ist, wirksam gewesen (vgl°

‚‘ _ 5 _
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BSGSozRNr, 17 und Nr., 25 zu 5 109sec)° DasLSGhat diesen
Antrag —abgesehen von @ 109 Abs° 2 SGG

- nur dann ablehnen
dürfen, wenn die Frage, über die der Sachverständigenbeweis

erhoben werden soll, für die Entscheidung nicht rechtserhéb—

lich ist; für die Frage, ob das Verfahren des LSG insoweit

an einem wesentlichen Mangel leidet, kommt es auf den sach—

lich—rechtlichen Standpunkt des LSGan (BSGSozR Nr° 25 zu
5 109 SGGmit weiteren Hinweisen)° Das LSG hat darüber zu
entscheiden gehabt, ob die Gesundheitsstörungen des Klä—

gers mit einem versorgungsrechtlich geschützten Tatbestand
ursächlich zusammenhängen° Es hat damit prüfen müssen, ob

drei Anspruchsvoraussetzungen zu einer "Ursachenkette" ver—
knüpft sind, nämlich ein versorgungsrechtlich geschützter

Tatbestand im Sinne der 55 1 bis 5 BVG, eine Schädigung
(das sogenannte "schädigende Ereignis", der sogenannte

"schädigende Vorgang") und die Gesundheitsstörungen des

Klägers (vglo BSG 6, 120 ff„; 7, 180 ff„)° Eine medizini—

sche Beurteilung hang im Einzelfalle sowohl im Hinblick

auf die zweite als auch im Hinblick auf die dritte Anspruchs—

voraussetzung erforderlich sein (vgl. hierzu auch BSG SozR

Nr° 10 zu € 85 BVG)° Im vorliegenden Falle hat das LSG fest—
.

gestellt, daß der damals dreieinhalb Jahre alte Kläger ge—

stürzt ist, als er während eines nächtlichen_Fliegeralarms

das Bett verlassen hat, um in den Luftschutzbunker zu ge—

hen; sachlich»rechtlich ist das LSG davon ausgegangen, daß

der Fliegeralarm und der durch ihn notwendig gewordene Weg

zum Luftschutzbunker als "unmittelbare Kriegseinwirkung" im

Sinne von @ 5Abs° 1 Buchst. b BVG anzusehen sind° Damit hat

(das LSG bgjaht, daß das erste und das zweite Glied der Ursa-
chenkette vorliegen, nämlich der versorgungsrechtlich ge—
schützte Tatbestand und das "schädigende Ereignis", der

"schädigende Vorgang", der durch diesen Tatbestand auSge—

löst, verursacht worden ist° Offengeblieben i3t damit aber

noch die Frage, ob der Sturz (das "schädigende Ereignis",

das im vorliegenden Falle ohne medizinische Beurteilung hat
festgestellt werden können) zu den Gesundheitsstörungen ge—
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führt hat, auf die der Kläger seinen Versorgüngsanspruch

stützt, Die Entscheidung über diese Frage darf nicht, wie
das LSG es getan hat, abhängig gemacht werden von der Fest—

stellung, daß das Ereignis tatsächlich zu der vorhandenen

Gesundheitsstörung geführt hat° Zwar kann von einem "schädi—

genden" Vorgang, von einem "schädigenden" Ereignis richtiger—

weise nur gesprochen werden, wenn das Ereignis tatsächlich„ V

zu einer Schädigung geführt hat; dieser Begriff, der im BVG,

selbst nicht enthalten ist, ist daher ungenau; das zweite

Glied der Ursachenkette betrifft in Wirklichkeit nur die

Feststellung, daß der Betroffene beStimmten Ereignissen
(zB einer Schußverletzung, einem Unfall während des Mili—

tärdienStes, Gewaltmaßnahmen oder schlechten Ernährungs—

verhältniSsen in der Gefangenschaft, der Einwirkung von

Kampfmitteln, der Flucht, der besonderen Gefahr der Ver—

schleppung) tatsächlich ausgesetzt gewesen ist oder, wie

'im vorliegenden Fall, auf Grund behördlicher Maßnahmen im

unmittelbaren Zusammenhang mit Kampfhandlungen oder deren

Vorbereitung Maßnahmen ergriffen hat, die für ihn schädigend
gewesen sein können, nicht aber die Feststellung, daß diese

Ereignisse für ihn tatsächlich schädigend gewesen ging, Nur
dann, wenn ein Sachverhalt, der einen versorgungsrechtlich

,
geschützten Tatbestand erfüllt, nicht festgestellt werden

kann oder wenn nicht festgestellt werden kann, daß von die—

sem Sachverhalt die Person "betroffen" worden ist, die Ver—

sörgungsansprüche geltend macht, wenn also nicht festgestellt

werden kann, daß diese Person einem bestimmten Ereignis oder

einem bestimmten Vorgang ausgesetzt gewesen ist, ist die

Frage, welche "gésundheitlichen‘und wirtschaftlichen Folgen"

(5 1 BVG) durch dieses Ereignis eingetreten sind, nicht be—
weiserheblich für die Frage, ob ein Anspruch auf Versorgung

besteht° Das LSG hat daher im vorliegenden Fall den Antrag
des Klägers, nach @ 109 SGG noch einen bestimmten Arzt als

Gutachter zu hören, ablehnen dürfen, wenn es nicht hat fest—

stellen können, daß zu der vom Kläger behaupteten Zeit Flie—

geralarm gewesen ist, daß der Kläger sich wegen dieses Alarme
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zum Luftschutzbunker begeben hat und daß er
dabei gestürzt

ist; es hat den Antrag aber nicht deshalb ablehnen dürfen,

weil es auf Grund seiner tatsächlichen Ermittlungen, ins—

besondere der ärztlichen Gutachten, davon überzeugt gewesen

ist, der Sturz sei nicht ursächlich für die Gesundheits— ‘

schädigungen des Klägers; wenn es den Antrag trotzdem abge—

lehnt hat, hat es das Ergebnis der vom Kläger nach 5 109 SGG
beantragten Beweisaufnahme vorweggenommen, es hät.ein "schä—

digendes" Ereignis, einen "schädigenden" Vorgang deshalb ver—

neint, weil es die behaupteten Eglgen dieses Ereignisses '

nicht als gegeben angesehen hat° Damit hat das LSG gegen
@ 109 SGG verstoßen° Es hat auch zu Unrecht darauf abge—
hoben, daß der Beckenbruch, auf den der Kläger die Tuber—

kulose des Beckens und der Wirbelsäule zurückführt, nicht

erwiesen sei und daß es deshalb nicht mehr darauf ankomme,

ob die Tuberkulose mit einem Beckenbruch zusammenhängeu Zu—

nächst wäre nicht, wie das LSG meint, der Knochenbruch —

falls er_nachgewiesen wäre — der "schädigende Vorgang", das

"schädigende Ereignis" gewesen, sondern der Sturz des Klä—

gers; der Knochenbruch wäre bereits die Folge des "schädi-

genden Vorgangs"° Die medizinische Beurteilung des Ursa—

chenzusammenhangs, die der Kläger mit dem Antrag nach 5 109

SGG begehrt hat, betrifft aber nicht nur die Frage, ob der

Sturz des Klägers zu einem Beckenbruch oder zu einer anderen

für die Entstehung oder Verschlimmerung der Schambein— und

Sitzbeintuberkulose wesentlichen Erkrankung geführt habe,

sie umfaßt vielmehr alle mit dem Sturz zusammenhängenden
Fragen; das LSG hat den Antrag, nach 5 109 SGG ein Gutach—

ten einzuholen, nicht deshalb ablehnen dürfen, weil es eine

medizinische Einzelfrage, nämlich die, ob der Sturz des Klä—

gers zu einem Beckenbruch geführt habe, bereits als geklärt

angesehen hat (vgl„ Urteil des BSG vom 15" Juni 1961 — 11 BV
1256/60 —); es hat dies auch dann nicht tun dürfen, wenn es
der Meinung gewesen ist, daß die Tuberkulose medizinisch nur
dann als Schädigungsfolge in Betracht komme, wenn der Sturz

zu einem Beckenbruch geführt habe; auch dem Kläger ist es

1

_ 8 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

übrigens, wie der protokollierte Antrag ergibt, entgegen der

Meinung des LSG, keineswegs nur auf die Feststellung ange—

kommen, daß er infolge des Sturzes einen Beckenbruch erlitten

habe, sondern auf ein Gutachten darüber, daß "der jetZige'Lei—

denszustand ursächlich auf den damaligen Sturz zurückgehe";

dieses Begehren entspricht auch dem Sinn und ZWeck des 5 109

SGG'° Auch insoweit hat der Kläger zu Recht gerügt, daß das

LSG gegen die zwingende Verfahrensvorschrift des 5 109 SGG

verstoßen habe;

Da der gerügte Vérfahrensmangel vorliegt, ist die Revision

statthaft nach 5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG; der Kläger hat sie

auch form— und fristgerecht eingelegt und begründet, sie ist

damit zulässig. Die Revision ist auch begründet; es ist mög—

lich, daß das LSG, wenn es auf den Antrag des Klägers Prof,

Dr° Rohlederer noch als Sachverständigen hört, zu einem an—

‘ deren Ergebnis kommt. Das Urteil des LSG ist daher mit den

ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufzuheben; der Senat

kann nicht selbst entscheiden, da die Beweisaufnahme noch

nicht abgeschlossen ist, die Sache ist deshalb zu neuer Ent—
scheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs, 2 Satz 2

SGG)Q

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

